Her mit fair!
Wirtschaft und Arbeitswelt sind grundsätzlichen Veränderungen unterworfen. Soll die Klimakatsstrophe noch abgewendet werden braucht es den radikalen Umbau unseres Wirtschaftssystems: Weg von Öl, Kohle und Gas, hin zu erneuerbaren Energien. Weg von Wachstum auf Kosten von Mensch, Umwelt und Ressourcen hin zu einer sozial und ökologisch nachhaltigen Wirtschaftsweise.  „Dekarbonisierung“ - also die drastische Reduktion von CO 2-Emimissionen in Industrie, Verkehr, Landwirtschaft und in der Energiegewinnung ist angesagt. Die Mindestvorgaben in der EU sehen vor, dass bis 2030 klimaschädigendenTreibhausgasemissionen um 36 Prozent reduziert werden sollen, bis 2050 um 80 bis 95 Prozent, soll die Erderwärmung gebremst und die Klimakatastrophe abgewendet werden. Mindestvorgaben, zu denen sich auch Österreich verpflichtet hat. Die Herausforderungen des Klimawandels werden also zu großen Umbrüchen in Branchen wie der Energiewirtschaft, der Automobil- und Bauindustrie und anderen ressourcen- und energieintensiven Industriezweigen führen – mit den entsprechenden Folgen auf Arbeitsplätze, Beschäftigung und ArbeitnehmerInnen.
Arbeitswelt im Umbruch
Umbrüche in der Arbeitswelt finden allerdings nicht nur als Folge des Klimawandels statt, sondern auch aufgrund den technologischen Wandels: Digitalisierung, Roboterisierung, Industrie 4.0, Plattformökonomie sind nur einige Schlagwörter, die diese massiven Umbrüche beschreiben. Auch wenn „Horrorvisionen“, die schon einmal das Verschwinden von abermillionen Arbeitsplätzen und Massenarbeitslosigkeit an die Wand zeichneten inzwischen längst überholt und einem realistischeren Bild gewischen sind: Es werden natürlich Jobs verloren gehen und alte Berufsbilder verschwinden, dafür allerdings neue hinzukommen und Arbeitsplätze entstehen. Erfahrungen aus der Vergangenheit haben immer wieder gezeigt, dass trotz technologischer „Revolutionen“ die Arbeit nicht ausgegangen ist. Allerdings entstehen neue Formen der Arbeit, die oft genug sozial und arbeitsrechtlich unzureichend abgesichert sind, die Grenzen zwischen Selbständigkeit und ArbeitnehmerInneneigenschaft verschwimmen und eine neues „Prekariat“ entstehen lassen, das an oder unter der Armutsgrenze lebt und gegen soziale Risken kaum mehr geschützt ist. 
Alles eine Frage der Verteilung
Eine weitere Spaltung des Arbeitsmarkts und der Gesellschaft droht, wenn der technologische Fortschritt nicht aktiv im Sinne der ArbeitnehmerInnen und entlang ethischer Kriterien gesellschaftlich aktiv gestaltet wird. Damit Wohlstandsgewinne aus technologischen Innovationen insbesondere den unselbständig Beschäftigten zugute kommen – in Form kürzerer Arbeitszeiten, besserer und gesunderer Arbeitsbedingungen, einer Humanisierung der Arbeitswelt mit mehr Selbstbestimmung und Mitbestimmung am Arbeitsplatz, mehr Freizeit, weniger Druck, einem guten Einkommen und neuen Formen sozialer Sicherheit für alle. Einmal mehr stellt sich die Verteilungsfrage – wer eben wie und in welchem Ausmaß vom technologischen Fortschritt profitiert.
Den Wandel sozial gerecht gestalten
Weil viele ArbeitnehmerInnen berechtigte Ängste um ihre Zunkunft haben muss der Wandel in Wirtschaft und Arbeitswelt  fair gestaltet werden. Wir bekennen uns als ökologisch orientierte Gewerkschaftsgrzuppierung natürlich voll und ganz zu Klimaschutz und zu einem sozial-ökologischen Umbau unseres Wirtschaftssystems. Es gibt schlichtweg keine Alternative dazu. Was allerdings auch klar ist: Es braucht einen gerechten Wandel, einen gerechten Übergang zu einer sozialen und ökologischen Wirtschaftsweise  – eine „just transition“ für ArbeiterInnen und Angestellte. Das beinhaltet die bestmögliche Unterstützung durch die öffentliche Hand, Investitionen in Jobs mit Zukunft und dort, wo dringender gesellschaftlicher Handlungsbedarf besteht, aber auch mehr Verteilungsgerechtigkeit, neue Formen sozialer und arbeitsrechtlicher Absicherung für „neue“ Arbeitsverhältnisse und neue, solidarische und demokratische Formen der Plattformökonomie.
Damit der Wohlstand bei allen ankommt fordern wir:
· Die soziale und arbeitsrechtliche Absicherung auch von prekär und atypisch Beschäftigten – von „alten“ neuen Selbständigen ebenso wie „neuen“ CrowdworkerInnen. Weil viele soziale Rechte aber auch das Arbeitszeitgesetz, das Urlaubsrecht, Regelungen aus Kollektivverträgen u.a. an die ArbeitnehmerInnen-Eigenschaft geknüpft sind braucht es eine Modernisierung bzw. Anpassung des ArbeitnehmerInnenbegriffs an die neue Arbeitswelt:
Bislang war neben der wirtschaftlichen Abhängigkeit vor allem die persönliche Abhängigkeit – also etwa die Weisungsgebundenheit aber auch z.B. die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers, das Unterliegen einer betriebliche Disziplinarordnung – ausschlaggebende für die ArbeitnehmerInneneigenschaft. Viele „neue Selbständige“ sind zwar formell weisungsungebunden, aber in hohem Ausmaß von einem/r einzigen AuftraggeberIn wirtschaftliche abhängig. Zusätzlich lassen „Bewertungs-“ bzw. „Beurteilungssysteme“ durch Externe, die eine Leistung des/der Selbständigen in Anspruch nehmen mehr persönliche Abhängigkeit (z.B. Verwarnung, Streichung von Aufträgen etc.) annehmen, als behauptet wird. 
· Um diese Beschäftigtengruppe besser arbeits- und sozialrechtlich abzusichern aber auch, damit Arbeitsrechte nicht durch eine Anstieg „atypisch“ Beschäftigter ausgehöhlt und unter Druck gesetzt werden können, braucht es einen modernisierten ArbeitnehmerInnenbegriff, der 
· stärker als bisher auch die wirtschaftliche Abhängigkeit berücksichtigt, und eine ArbeitnehmerInneneigenschaft mit allen entsprechenden sozialen und Arbeitsrechten begründen lässt
· gesetzlich klarstellt, dass dieser auch CrowdworkerInnen und andere dem Betrieb zuarbeitende Randbelegschaften umfasst sind und der Betriebsrat auch für die Vertretung dieser Beschäftigten zuständig ist, unabhängig davon, welches Beschäftigungsverhältnis diese haben
· die Kollektivvertragsparteien – insbesondere die Gewerkschaften - ermächtigt, kollektivvertragliche Regelungen auch für arbeitnehmerInnenähnliche Personengruppen zu verhandeln und zu vereinbaren
Zusätzlich braucht es neue Formen sozialer Absicherung die insbesondere prekär und/oder atypisch Beschäftigte mit niedrigem Einkommen und instabilen und oftmals wechselnden Beschäftigungsverhältnissen vor Armut schützt, gleichzeitig in allen Lebensphasen soziale Sicherheit bietet, Perspektiven eröffnet und so ein angstfreies Leben ermöglicht – z.B. um sich weiterzubilden, sich beruflich umorientieren zu können, aber auch um eine Auszeit zur Burn-Out-Prävention zu nehmen. 
Wir wollen daher die bedarfsorientierte Mindestsicherung – die diesen Ansprüchen nur begrenzt gerecht wird da sie u.a. zu schnell auf Ersparnisse zugreift, keine Rechtsansprüche auf Bildung, Betreuung und Qualifikation kennt und unzureichend ist – in eine solidarische, bedarfs- und lebenslagenorientierte Grundsicherung umwandeln.
Die Grundsicherung soll die Lücken in unserem sozialen Netz schließen indem sie
· allen Menschen ohne ausreichendes Einkommen eine finanzielle Überlebensbasis gibt
· durch bezahlte Karenzmodelle – also berufliche Auszeiten – und Rechtsansprüche auf Bildung, Hilfe und Qualifikation Perspektiven gibt und eine flexiblere Lebensgestaltung erlaubt.
Die Grundsicherung ist nicht bedingungslos, sie ist an Voraussetzungen wie ein zu niedriges bzw. gar kein Einkommen, keinen akzeptabler Job, an eine persönliche Notlage, die es verunmöglicht, einer Beschäftigung nachzugehen oder die Inanspruchnahme einer zeitlich begrenzten Karenz geknüpft. 
Die Grundsicherung umfasst
· die Anhebung auf Armutsgefährdungsschwelle (in einem ersten Schritt Anhebung auf Ausgleichszulagenrichtsatz, 1.060 Euro/brutto, 12 x jährlich) um Sozialleistungen armutsfest zu machen und als Aufstockung bei niedrigen Einkommen und Einkommensersatzleistungen (z.B. Notstandshilfe, ALG)

· die deutliche Erhöhung der anrechenbaren Vermögensobergrenze ohne Zwang zur sofortigen Vermögenswertung, insbesondere bei der Inanspruchnahme von beruflichen Auszeiten und in schwierigen Lebenslagen 

· keinen Zugriff auf Wohnung, Fahrzeug, …

· einen Rechtsanspruch auf Qualifikation, Weiterbildung, Beratung und Betreuung
· die  Einführung einer Kindergrundsicherung in Höhe von 220 Euro/Monat, Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung, Ausbau von Kinderbetreuungs- und -bildungseinrichtungen, ganztägigen Schulformen, niederschwelligen therapeutischen Einrichtungen …

· den Ausbau öffentlicher und sozialer Infrastruktur  – wie leistbarer Wohnraum, Pflege und Betreuung, niedrigschwelliger Zugang zu Gesundheits- und Bildungseinrichtungen

· Garantierte finanzielle und sozial Absicherung bei Inanspruchnahme von beruflichen Auszeiten (Karenzen) oder Freistellungen zu Weiterbildung, Burn-Out-Prävention, beruflicher Umorientierung, Erholung, Pflege und Betreuung mit Rückkehrrecht in den Beruf. Das beinhaltet ab dem 19. Lebensjahr, nach mindestens fünf Jahren Erwerbstätigkeit, über die gesamte Erwerbsphase hinweg einen

- Rechtsanspruch auf 5 Jahre Bildungskarenz für Qualifikation Weiterbildung, beruflicher Umorientierung

- Rechtsanspruch auf 2 Jahre sonstige Auszeiten (Sabbatical, Pflege, Burn-Out--Prävention …)

- max. 2 zusätzliche Jahre Auszeit bei späterem Pensionsantritt

· Eine steuerfinanzierte Grundpension als „erste Säule“ und darauf aufbauend die  umlagefinanzierte Sozialversicherungspension als „zweite Säule“, um Altersarmut vorzubeugen und auch Menschen, die unter prekären Bedingungen gearbeitet und gelebt haben (z.B. lange Phasen von Teilzeit, Arbeitslosigkeit …) ein Altern in Würde zu ermöglichen. 

Was die AUGE/UG zusätzlich fordert, damit mit Umsetzung des Grundsicherungskonzept kein öffentlich „subventionierter“ Niedriglohnsektor entsteht, Armut trotz Arbeit verhindert wird und Arbeitslosigkeit nicht in die Armut führt:

· Mindestlohn von 1.750 Euro/Monat bei Vollzeit

· Erhöhung von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung – mindestens 70 % Nettoersatzquote beim Arbeitslosengeld
· Einkommensschutz auch bei Teilzeit bzw. Mindestarbeitszeitpolitik um ein Mindesteinkommen auch bei Teilzeitbeschäftigung zu garantieren 

· Solidarische Finanzierung statt individueller „Enteignung“: Einführung einer Vermögensbesteuerung über bestimmten Vermögensobergrenzen (siehe weiter unten), kein Verwertungszwang von Ersparnissen bei der Grundsicherung, insbesondere in individuellen Notlagen und bei Inanspruchnahme einer beruflichen Auszeit

· Mehr Steuergerechtigkeit und eine solidarische Finanzierung unseres Sozialstaats durch die höhere Besteuerung von Kapital und Vermögen. Die Steuer- und Abgabenbelastung muss von Arbeit und ArbeitnehmerInnen weg hin zu Vermögen und Einkommen aus Vermögen umgeschichtet werden – nicht zuletzt, weil zunehmende Teilzeitbeschäftigung und prekäre bzw. atypische Beschäftigungsverhältnisse die Finanzierungsbasis für unseren Sozialstaat und öffentliche Leistungen aushöhlt, gleichzeitig im internationalen Vergleich in Österreich aber Arbeit verhältnismäßig hoch belastet ist, Vermögen und Einkommen aus Eigentum dagegen nur sehr gering. Das verstärkt die verteilungspolitische Schieflage in unserer Gesellschaft, begünstigt unser Steuersystem doch ausgerechnet die Reichen und Vermögenden. Wir fordern daher u.a.:
· Die Wiedereinführung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer. Erbschaften  bzw. Schenkungen über einem Freibetrag von 500.000 Euro sollen progressiv – d.h. beginnend mit niedrigen Steuersätzen nach Größe des Erbes ansteigend – besteuert werden. Das Aufkommen aus einer Erbschaftssteuer soll insbesondere zur Finanzierung der Pflege herangezogen werden. Eine derartige Erbschaftssteuer würde ca. die reichsten 10 Prozent aller Haushalte treffen.
· Einführung einer Erbersatzsteuer auf Vermögen in Privatstiftungen: Vermögen, das in Privatstiftungen liegt, soll wie ein fiktives Erbe behandelt werden und entsprechend laufend besteuert werden – z.B. 1/30 des Vermögens jährlich mit 10 Prozent.
· Einführung einer allgemeinen, progressiv steigenden Vermögenssteuer auf Privatvermögen ab 500.000 Euro/erwachsener Person. Eine derartige Vermögenssteuer würde ca. die reichsten 5 Prozent der Haushalte treffen, die restlichen 95 Prozent dagegen schonen (Anm: Das durchschnittliche Haushaltseinkommen der reichsten 10 Prozent liegt laut Vermögensstudien der OeNB bei über 540.000 Euro, durchschnittliche Haushaltsgröße in Österreich 2017: 2,22 Personen).
· Die Einbeziehung aller Einkommensarten zur Finanzierung der Krankenversicherung: Bislang sind nur Lohneinkommen sozialversicherungspflichtig. Auf Einkommen aus Vermietung und Verpachtung, aus Lizenzen, aus Aktienbesitz oder Zinsen fallen bislang keine Sozialversicherungsbeiträge an – obwohl diese Einkommen im Unterschied zu Lohneinkommen insgesamt steigen und in Zukunft auch noch steigen werden. Wir wollen alle Einkommensarten sozialversicherungspflichtig machen, weil alles andere eine Benachteiligung von Lohneinkommen und Begünstigung von Kapitaleinkommen darstellen würde. Und so eine gerechtere Finanzierung der Krankenversicherungen gewährleistet wäre, weil alle entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit Beiträge leisten. Zusätzlich würde dadurch die Möglichkeit geschaffen, Beiträge auf Löhne und Gehälter zu senken – weil ja die breitere Finanzierungsbasis auch zu einem Mehraufkommen führt.
· Eine sozial-ökologische Steuerreform, die Arbeit und ArbeitnehmerInnen entlastet und Umwelt- und Ressourcenverbrauch höher besteuert (siehe Kapitel „Klima vor Profite“).
· Steuerliche Entlastung unterer und mittlere Einkommensgruppen und Privathaushalte durch Anhebung der Steuerfreigrenze ab der Einkommensteuer zu zahlen ist von 11.000 auf 12.000 Euro und Erhöhung der Negativsteuer von dzt 400 auf max. 600 Euro/Jahr. Einführung eines „Ökobonus“ als Steuergutschrift oder Transferleistung im Rahmen einer sozial-ökologischen Steuerreform von jährlich 300 Euro/Erwachsene_r und 150 Euro/Kind für Privathaushalte.
· Das Schließen von Steuerschlupflöchern – z.B. eine Gewinnbesteuerung von Unternehmen in jenem Staat, in dem die Gewinne anfallen. Das betrifft z.B. „Internetunternehmen“, die ihre Umsätze und Gewinne aus dem Internethandel machen, die Gewinne aber nicht dort versteuern, wo sie getätigt werden – weil es dort keine Niederlassung gibt - sondern dort, wo sie ihren Firmensitz haben. Z.B. in Steueroasen. Eine Möglichkeit dieses Schlupfloch zu schließen wäre z.B. die Einführung einer „digitalen Betriebsstätte“ an die eine Steuerpflicht geknüpft ist. Dann würden dort Steuern gezahlt, wo die Gewinne erwirtschaftet werden.
· Besteuerung von Umsätzen aus Werbeeinnahmen und dem Handel mit Nutzerdaten in dem Land, wo diese Umsätze getätigt werden, z.B. durch eine „Digital-“ bzw. Datensteuer
· Mehr Transparenz bei Konzernen: Multinational agierende Unternehmen sollen länderübergreifende Berichte über ihre Tätigkeiten – insbesondere auch über erwirtschaftete Umsätze, Gewinne, bezahlte Steuern etc. - verpflichten veröffentlichen müssen. Und zwar nicht erst ab einem Umsatz von 750 Mio. Euro, sondern schon ab 40 Mio. Euro. Dadurch würde nachvollziehbar werden, wo Gewinne und Umsätze anfallen, wo sie besteuert werden, und wie hoch ihre Steuerleistungen tatsächlich sind. Auch hier gilt als Ziel, dass Steuern dort gezahlt werden sollen, wo die Gewinne anfallen bzw. Konzerngewinne entsprechend ihren Aktivitäten (Umsätze, Investitionen, Beschäftigtenzahl, Personalkosten) auf die Länder aufgeteilt und nach den nationalen Steuersätzen besteuert werden. Zusätzlich braucht es EU-weit einheitliche, transparente Bemessungsgrundlagen für Konzernsteuern und Mindeststeuersätze, um den Steuerwettlauf nach unten zu beenden.
· Keine Senkung der Körperschaftssteuer – also der Gewinnsteuer von Kapitalgesellschaften. Einerseits gilt es den „effektiven“ Steuersatz – also die tatsächliche Besteuerung -  an den gesetzlichen Steuersatz heranzuführen und steuerliche Gestaltungsspielräume für Unternehmen, die zu niedrigeren Gewinnsteuern führen, einzuschränken. Andererseits soll statt einer einer 5prozentigen Senkung der KÖST-Satzes – wie schwarz-blau plant – eine Teil der Einnahmen aus der KÖSt für die Finanzierung eines
· neu einzurichtenden überbetrieblichen Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds verwendet werden. Aus diesem Fonds sollen Qualifizierungs-, Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen finanziert werden, die insbesondere auch Betroffenen aus Branchen zugute kommen sollen, die von Digitalisierung und vom Klimawandel besonders betroffen sind. 
· Durch die Finanzierung des Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds aus Unternehmenssteuern soll sichergestellt werden, dass „Digitalisierungsverluste“ - in Form höherer Arbeitslosigkeit – auf die Allgemeinheit abgewälzt werden, die „Digitatlisierungsgewinne“ dagegen ausschließlich von den Unternehmen eingestreift werden
· Aus dem „Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds“ soll für prekär Beschäftigte eine Einkommen für die Dauer der Umschulung/Qualifikation zumindest in Höhe der Grundsicherung gezahlt werden, um auch für einkommensschwache Gruppen eine Bildungskarenz oder eine Grund- und Erstausbildung zu ermöglichen. 

· Aus dem „Solidaritäts- und Qualifizierungsfonds“ soll die Einkommensersatzleistung bis zu einer – wie von der AUGE/UG geforderten – allgemeinen Erhöhung des Arbeitslosengelds auf eine Nettoersatzquote von 70 % des Letzteinkommens erhöht werden, um einen sozial gerechten Strukturwandel zu gewährleisten.

Der Solidaritäts- und Qualifizierungfonds ist ein wesentlicher Bestandteil des AUGE/UG-Konzepts eines Bildungskontos, das einen Rechtsanspruch auf Bildung, Qualifikation und Beratung sicherstellen sollen. 

Das Bildungskonto beruht auf fünf Säulen:

· Beratungsphase bei Arbeitslosigkeit
Hier soll es eine Orientierungshilfe zur Entscheidung hinsichtlich Qualifikations- und Weiterbildungsmaßnahmen geben

· Rechtsanspruch auf berufliche Ausbildung (Schulabschluss, Lehre)
Dieser beinhaltet insbesondere den Anspruch
· auf einen Pflichtschulabschluss
· auf Hilfe bei Überwindung von Lese-, Sprach-  und Ausdrucksschwächen

· auf Abschluss eines höheren Schulabschlusses bzw. eine Lehrabschlusses/ Berufsreifeprüfung/ Studienberechtigung

Der Rechtsanspruch umfasst die Finanzierung einer (Aus-)Bildungsmaßnahme, den kostenfreien Zugang zu Bildung sowie zu  sozialer Absicherung (in Form von Arbeitslosengeld- oder Grundsicherung) 

· Rechtsanspruch auf Qualifikation
Jede/r Arbeitslose und ArbeitnehmerIn verfügt über ein „Qualifikationskonto“, das eine Recht auf eine zertifizierte Bildungs- und Qualifikationsmaßnahme (anerkanntes Zeugnis/ Befähigungsnachweis) beinhaltet.  

· Dieser Rechtsanspruch beinhaltet neben dem Recht auf eine Bildungsmaßnahmen auch ein Recht auf soziale Absicherung für die Dauer der Ausbildung in Form von Arbeitslosengeld-, Notstandshilfe- und/oder Grundsicherung. 

· Recht auf eine berufliche Auszeit für Bildung und Qualifikation (Bildungskarenz)
Wie bereits im Kapitel Grundsicherung erwähnt  sollen ArbeitnehmerInnen ab dem 19. Lebensjahr über die gesamte Erwerbsphase hinweg einen Rechtsanspruch auf fünf Jahre Freistellung für (Weiter-)Bildungs- und Qualifikationsmaßnahmen bekommen. Der erstmalige Anspruch auf eine einjährigen Bildungskarenz entsteht nach mindestens fünfjähriger Erwerbstätigkeit
.

Zusätzlich soll ein 

· Rechtsanspruch auf eine Woche bezahlte Bildungsfreistellung im Jahr sowie auf 

· eine zeitliche befristet Teilzeit mit Rückkehrrecht zu Vollzeit bei Inanspruchnahme einer (Weiter-)Bildungsmaßnahme gesetzlich verankert werden.
· Ausbau der Kostenübernahme von Weiterbildungsmaßnahmen durch den/die ArbeitgeberIn 
· Öffentliche Investitionen in Jobs mit Zukunft und wo dringender gesellschaftlicher Bedarf besteht – also etwa bei der sog. „Care“-Arbeit wie z.B. Pflege und Betreuung, aber auch in der Bildung – egal ob im elementaren Bildungsbereich (Kinderkrippen und -gärten), in der Schule (z.B. Integrations- und StützlehrerInnen, SchulsozialarbeiterInnen, pädagogisches Personal für Nachmittagsbetreuung) oder an Fachhochschulen, Universitäten und im Erwachsenenbildungsbereich. Jobs mit Zukunft liegen jedenfalls auch im Umwelt- und Klimaschutz – von erneuerbaren Energien, Städtebegrünung, über den Ausbau umweltfreundlicher Mobilität und Verkehrsnetze bis hin zur Abfallwirtschaft  und zum ressourcenschonenden Reparatur-, Recycling- und Urban-Mining-Bereich.
Viele dieser Beschäftigungsverhältnisse sind bislang allerdings unterbezahlt, sozial- und arbeitsrechtlich schlecht abgesichert, prekär oder werden überhaupt ehrenamtlich oder „zu Hause“, also unbezahlt, ausgeübt – obwohl der gesellschaftliche Mehrwert, der Nutzen für uns alle, der aus diesen Beschäftigungsverhältnissen entsteht, ungleich größer ist, als bei vielen besonders gut bezahlten Jobs. Auch regiert nur allzu oft ausgerechnet in diesen Bereichen der Rotstift, weil in Zeiten „knapper Budgets“ gerne ausgerechnet hier mit Sparmaßnahmen angesetzt. 
Ohne öffentlich organisierte Pflege, Betreuung, Bildung und soziale Infrastruktur könnten aber viele Menschen erst gar nicht einer Erwerbsarbeit nachgehen – oder nicht in vollem Umfang -  und würden insbesondere Frauen noch stärker als bisher in den privaten, häuslichen Bereich in die unbezahlte „Sorge-“ und „Betreuungsarbeit“ abgedrängt. Ohne eigenes Einkommen, ohne soziale Absicherung, abhängig vom Partner. Qualitativ hochwertige , außerhäusliche Betreuung, Bildung und Pflege könnten sich dann nur einkommensstarke Haushalte leisten. Das lehnen wir jedenfalls entschieden ab – Pflege, Betreuung, Bildung, soziale Dienste aber auch der Erhalt unserer Lebensgrundlagen und Umwelt sind wesentliche Aufgaben der öffentlichen Hand müssen für alle leistbar sein und qualitativ hochwertig angeboten werden. Dazu braucht es eine solidarische Finanzierung. Wir wollen daher
· dass jährlich in einem ersten Schritt 1 Prozent des BIP, also der gesamten Wirtschaftsleistung – das sind aktuell rund 3,7 Mrd. Euro –  zusätzlich in  Pflege, Soziale Dienste, Bildung, Klima- und Umweltschutz investiert werden sollen.
· Eine „Sozialmilliarde“ zur finanziellen Aufwertung von Pflege- und Sozialberufen, um Arbeits- und Einkommensbedingungen zu verbessern, für mehr Personal und für den bedarfsgerechten und flächendeckenden Ausbau von Pflege und Betreuung, insbesondere z.B. mobiler Haus-Pflege, kleinräumiger Pflegestrukturen, Pflegeberatung und zur Abdeckung des künftigen Bedarfs an hoch qualifiziertem Pflegepersonal
· Eine „Bildungsmilliarde“ für den bedarfsgerechten, flächendeckenden Ausbau von ganztägigen und ganzjährigen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen insbesondere für Unter-3-Jährige sowie für ganztägige, verschränkte Schulformen, moderne Unterrichtsformen für Schulsozialarbeit und pädagogisches Hilfspersonal. Zusätzlich mehr Geld für Universitäten – insbesondere zur Verbesserung der Einkommens- und Arbeitsbedingungen von Lehre und Forschung, für bessere Betreuungsverhältnisse und die Ermöglichung durchgängiger Universitätskarrieren. Zusätzlich gilt es, ein spezifisches Angebot für FacharbeiterInnen bzw. ArbeitnehmerInnen mit Lehrabschluss an Universitäten und Fachhochschulen anzubieten um so weitergehende Qualifikation zu ermöglichen,  Bildungsschranken abzubauen, und den tertiären Bildungsbereich für ArbeitnehmerInnen zu öffnen
· Eine „Umwelt- und Klimaschutzmilliarde“ für thermische Sanierung des Althausbestands, Umrüstungshilfen für Haushalte von fossiler zu „erneuerbarer“ Wärmegewinnung, für Maßnahmen gegen „Urban Heat Islands“ (z.B. Fassadenbegrünung, Baumpflanzungen, städtische Grünraumerweiterung), Ausbau umweltfreundlicher Mobilität und Verkehrsnetze und Förderung von regionalen Projekten im Bereich des Urban Mining, der Reparaturwirtschaft und Recyclingwirtschaft sowie zum Ausbau von BürgerInnenkraftwerken, Energiegenossenschaften und moderner Speicherforschung und städtischer Flächennutzung für Photovoltaik.
· Wir wollen Plattform-Genossenschaften (Platform Cooperatism) als solidarischen und demokratischen Gegenentwurf zu bekannten privatkapitalistischen Plattformen wie z.B. Uber, Airbnb und Co unterstützen. Weil letztere nicht nur die Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen massiv befördern, sondern auch die Finanzierungsbasis öffentlicher Haushalte und sozialer Sicherungssysteme aushöhlen und die Wohnungsnot in den Großstädten verschärfen. 
Plattform-Genossenschaften gehören den NutzerInnen oder AnbieterInnen von Dienstleistungen selbst, die sich die Gewinne teilen und über die Ausrichtung des Unternehmens entscheiden. Plattformen, die häusliche Dienstleistungen anbieten, könnten z.B. den Reinigungskräften selbst gehören, kommunal statt privatkapitalistisch betriebene Wohnungskooperativen eine Alternative zu Airbnb darstellen. Internationale Beispiele für derartige Plattform-Genossenschaften gibt es bereits. Öffentliche Mittel zur Unternehmensförderung – z.B. zur Start-Up-Förderung, AWS-Förderungen – sollten in Zusammenarbeit mit Kommunen und regionalen Förder- und Arbeitsmarkteinrichtungen verstärkt zur Unterstützung kooperativer und solidarischer Unternehmensformen, herangezogen und entsprechend zielgerichtet eingesetzt werden.
· In Deutschland gibt es sie schon – wir wollen sie auch für Österreich: Öffentlich finanzierte, von Gewerkschaften und Arbeiterkammern mitgestaltete und -verwaltete Technologie-Beratungsstellen, die in enger Zusammenarbeit und mit ÖGB, Gewerkschaften und Arbeiterkammern für BetriebsrätInnen und PersonalvertreterInnen Expertise bei betrieblichen Umstrukturierungsprozessen zur Verfügung stellen, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen anbieten und konkrete Unterstützung und Hilfe leisten, um den Strukturwandel im Sinne der ArbeitnehmerInnen sozial verträglich zu gestalten. 

�Im ursprungsmodell gibt es auch zwei jahre zur völlig freien gestaltung, also auch ohne weiterbildung (weltreise und so)





